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3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde gegen den Beschluss des Sozialgerichts Potsdam vom 8. August
2005 wird zurÃ¼ckgewiesen. Der Antragsgegner hat der Antragstellerin die
auÃ�ergerichtlichen Kosten des Beschwerdeverfahrens zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Bewilligung einer Einzelfallhilfe zum Besuch des
Freien Gymnasiums N, einer Privatschule, im Schuljahr 2005/2006. Die 1993
geborene Antragstellerin ist infolge einer Genommutation (Trisomie 21, sog. Down-
Syndrom) geistig behindert. Sie wurde bis zum Schuljahr 2004/2005 in einer
Ã¶ffentlichen Grundschule im integrativen Unterricht beschult. Der am 16.
Dezember 2004 tagende FÃ¶rderausschuss stellte einen sonderpÃ¤dagogischen
FÃ¶rderbedarf der Antragstellerin im Sinne einer geistigen Behinderung fest und
gab die Bildungsempfehlung, dass sie ab dem 1. August 2005 (Beginn des
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Schuljahrs 2005/2006) entsprechend dem Wunsch ihrer Eltern im Freien
Gymnasium N nach dem Rahmenplan fÃ¼r geistig Behinderte zu unterrichten sei
und dass zusÃ¤tzliches pÃ¤dagogisches Personal im Umfang von 7,5 LWS
(Lehrerwochenstunden) und sonstiges zusÃ¤tzliches Personal im Umfang von 13
Unterrichtsstunden benÃ¶tigt werde. Das Staatliche Schulamt B â�¦ H teilte den
Eltern der Antragstellerin mit Schreiben vom 10. Februar 2005 die
Bildungswegempfehlung des FÃ¶rderausschusses und die Aufnahme der
Antragstellerin im Freien Gymnasium N mit. Mit Schreiben vom 19. April 2005
erklÃ¤rte das Schulamt gegenÃ¼ber der Freies Gymnasium N gGmbH, dass die
Zuweisung einer Fachlehrkraft fÃ¼r SonderpÃ¤dagogik nicht erfolgen kÃ¶nne, da
die zur VerfÃ¼gung stehenden Mittel erschÃ¶pft seien; in vergleichbaren FÃ¤llen
wÃ¼rde an Ã¶ffentlichen Schulen eine Zuweisung von 7,5 Lehrerwochenstunden
zur individuellen FÃ¶rderung des SchÃ¼lers im gemeinsamen Unterricht erfolgen.
Die Eltern der Antragstellerin beantragten am 7. Februar 2005 beim Antragsgegner
die Bereitstellung eines Integrationshelfers zur GewÃ¤hrleistung der integrativen
Beschulung. In der vom Antragsgegner eingeholten fachÃ¤rztlichen Stellungnahme
seines Gesundheitsdienstes vom 13. Juni 2005 (Dr. K. B) wird ein zusÃ¤tzlicher
Betreuungsbedarf bei integrativer Beschulung der Antragstellerin bestÃ¤tigt. Mit
Bescheid vom 27. Juni 2005 lehnte der Antragsgegner die GewÃ¤hrung einer
Einzelfallhilfe fÃ¼r den Schulbesuch ab. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte er aus, die
Antragstellerin kÃ¶nne ohne Inanspruchnahme des SozialhilfetrÃ¤gers an der
FÃ¶rderschule fÃ¼r geistig Behinderte in M eine angemessene Schulbildung
erhalten. Die Antragstellerin legte mit Schreiben vom 29. Juni 2005 gegen den
ablehnenden Bescheid Widerspruch ein, Ã¼ber den noch nicht entschieden ist. Am
30. Juni 2005 hat sie bei dem Sozialgericht Potsdam den Erlass einer einstweiligen
Anordnung beantragt. Die integrative Beschulung sei nach dem Brandenburgischen
Schulgesetz vorrangig. Sie kÃ¶nne daher nicht auf den Besuch der FÃ¶rderschule
fÃ¼r geistig Behinderte verwiesen werden. Der Besuch des Freien Gymnasiums N
stelle eine angemessene Schulbildung dar, weil diese Schule die einzige in
WohnortnÃ¤he gewesen sei, die zu ihrer integrativen Beschulung bereit gewesen
sei. Auch das staatliche Schulamt habe der Beschulung an dieser Schule
zugestimmt. Dass es keine ausdrÃ¼ckliche Zuweisung an diese Schule gebe, liege
nur daran, dass es sich um eine Ersatzschule handele, an der die SchÃ¼ler per
Vertragsschluss aufgenommen wÃ¼rden. Ohne einen Integrationshelfer sei ihr der
Besuch der Schule nicht mÃ¶glich. Sie oder ihre Eltern seien finanziell nicht in der
Lage, in Vorleistung zu treten. Die Antragstellerin hat erstinstanzlich beantragt, den
Antragsgegner im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, ihr ab dem
Schuljahr 2005/2006 eine Einzelfallhilfe fÃ¼r den Schulbesuch des Freien
Gymnasiums N im Umfang von 13 Wochenstunden zu bewilligen und die Kosten
hierfÃ¼r zu Ã¼bernehmen. Der Antragsgegner hat erstinstanzlich beantragt, den
Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung zurÃ¼ck zu weisen. Eine
angemessene Schulbildung kÃ¶nne die Antragstellerin auch durch den Besuch der
FÃ¶rderschule fÃ¼r geistig Behinderte in M erhalten. Einen Rechtsanspruch auf
integrative Beschulung gebe es im Land Brandenburg nicht. Mangels Vorliegen
einer Zuweisung gebe es auch keine verbindliche Vorentscheidung der
SchulbehÃ¶rde, an die er, der Antragsgegner, gebunden sei. Im Ã�brigen hÃ¤tten
auch bei integrativer Beschulung der SchultrÃ¤ger und die staatliche
Schulverwaltung und nicht der SozialhilfetrÃ¤ger das erforderliche sonstige
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pÃ¤dagogische Personal zur VerfÃ¼gung zu stellen. Mit Beschluss vom 08. August
2005 hat das Sozialgericht den Antragsgegner im Wege der einstweiligen
Anordnung verpflichtet, der Antragstellerin im Schuljahr 2005/2006, lÃ¤ngstens bis
zu einer rechtskrÃ¤ftigen Hauptsacheentscheidung, Einzelfallhilfe zu ihrer
Beschulung durch das Freie Gymnasium N im zeitlichen Umfang von 13 Stunden je
Schulwoche zu erbringen. Zur BegrÃ¼ndung hat das Gericht im Wesentlichen
ausgefÃ¼hrt, die Entscheidung der Eltern der Antragstellerin, diese in einer
privaten Ersatzschule und nicht in einer Ã¶ffentlichen Schule oder gar in einer
FÃ¶rderschule fÃ¼r geistig Behinderte beschulen zu lassen, sei durch das
Brandenburgische Schulgesetz begrÃ¼ndet (Â§ 29 Abs. 2, Â§Â§ 122 ff. BbgSchulG).
Einer Zuweisung durch das Staatliche Schulamt bedÃ¼rfe es nicht. Das Recht der
Eltern, den Regelfall der integrierten Beschulung fÃ¼r ihr behindertes Kind zu
wÃ¤hlen, werde nicht fÃ¼r den Fall eingeschrÃ¤nkt, dass sie eine Ersatzschule
wÃ¤hlten. Mit der Beschwerde bestreitet der Antragsgegner die Angemessenheit
der Schulbildung der Antragstellerin im Freien Gymnasium N. Eine Zuweisung durch
das Staatliche Schulamt liege nicht vor. Ein Anspruch auf integrative Beschulung
bestehe nur, wenn eine angemessene personelle Ausstattung geschaffen werden
kÃ¶nne. Da vorliegend 13 Unterrichtsstunden nicht durch eine pÃ¤dagogische
Fachkraft abgedeckt seien, fehle es an dieser Voraussetzung. Das Abdecken von
Unterrichtsstunden obliege nicht dem SozialhilfetrÃ¤ger, sondern sei Aufgabe der
SchulbehÃ¶rde. Ferner hat der Antragsgegner die Dokumentation einer Hospitation
seiner Sozialarbeiterinnen in zwei Unterrichtsstunden am 8. November 2005 zur
Akte gereicht. Der Antragsgegner beantragt sinngemÃ¤Ã�, den Beschluss des
Sozialgerichts Potsdam vom 8. August 2005 aufzuheben und den Antrag auf Erlass
einer einstweiligen Anordnung vom 30. Juni 2005 zurÃ¼ckzuweisen. Die
Antragstellerin beantragt, die Beschwerde des Antragsgegners zurÃ¼ckzuweisen.
Sie hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend. Es sei nicht Sache des
Antragsgegners, die Angemessenheit der Schulbildung zu prÃ¼fen. Aufgabe des
Integrationshelfers sei es im Ã�brigen nicht, selbst Unterrichtsstunden abzuhalten.
Er werde sie wÃ¤hrend des gemeinsamen Unterrichts lediglich so unterstÃ¼tzen,
dass ihr die Teilnahme am gemeinsamen Unterricht ermÃ¶glicht werde. Das
Sozialgericht hat der Beschwerde nicht abgeholfen. Wegen der Einzelheiten des
Sach- und Streitstandes zum Zeitpunkt der Entscheidung wird auf die Gerichtsakte
und auf die VerwaltungsvorgÃ¤nge des Antragsgegners und des Staatlichen
Schulamts B â�¦ H Bezug genommen, die vorgelegen haben und Gegenstand der
Beratung gewesen sind.

II.

Die Beschwerde ist zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet. Das Sozialgericht Potsdam hat
den Antragsgegner zu Recht im Wege der einstweiligen Anordnung verpflichtet, der
Antragstellerin im Schuljahr 2005/2006 vorlÃ¤ufig Einzelfallhilfe zu ihrer Beschulung
durch das Freie Gymnasium N im zeitlichen Umfang von 13 Stunden je Schulwoche
zu gewÃ¤hren. Nach Â§ 86 b Abs. 2 Satz 2 Sozialgerichtsgesetz SGG sind
einstweilige Anordnungen zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustands in Bezug auf
ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig, wenn eine solche Regelung zur
Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint. Die Notwendigkeit der
vorlÃ¤ufigen Regelung (Anordnungsgrund) und der geltend gemachte Anspruch
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(Anordnungsanspruch) sind glaubhaft zu machen (Â§ 86 b Abs. 2 Satz 3 SGG i. V. m.
Â§Â§ 920 Abs. 2, 294 Zivilprozessordnung ZPO ). Die Antragstellerin hat einen
Anspruch auf Ã�bernahme der Kosten eines Integrationshelfers im Rahmen der
Eingliederungshilfe glaubhaft gemacht. Dieser Anspruch folgt aus Â§Â§ 53, 54 Abs.
1 Nr. 1 Sozialgesetzbuch ZwÃ¶lftes Buch SGB XII i. V. m. Â§ 12
Eingliederungshilfeverordnung EinglHVO. Danach sind Leistungen der
Eingliederungshilfe auch Hilfen zu einer allgemeinen Schulbildung, vor allem im
Rahmen der allgemeinen Schulpflicht, und umfassen diese Hilfen auch
MaÃ�nahmen zugunsten behinderter Kinder und Jugendlicher, wenn die
MaÃ�nahmen erforderlich und geeignet sind, den Behinderten den Schulbesuch im
Rahmen der allgemeinen Schulpflicht zu ermÃ¶glichen oder zu erleichtern. Diese
Voraussetzungen sind vorliegend erfÃ¼llt. Die von der Antragstellerin beanspruchte
Hilfe, die Ã�bernahme der Kosten eines Integrationshelfers fÃ¼r den Besuch des
freien Gymnasiums N, ist eine MaÃ�nahme zu einer angemessenen Schulbildung im
Sinne von Â§Â§ 53, 54 Abs. 1 Nr. 1 SGB XII i. V. m. Â§ 12 EinglHVO. Ob der Besuch
einer Regelschule â�� bzw. hier einer dieser gleichgestellten Ersatzschule â�� die
fÃ¼r ein behindertes Kind angemessene Schulbildung vermittelt, hat nicht der
TrÃ¤ger der Jugend- oder Sozialhilfe zu beurteilen. Dies richtet sich vielmehr allein
nach Schulrecht. GemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 1 Nr. 1 2. Halbsatz SGB XII bleiben nÃ¤mlich
die Bestimmungen des Schulrechts Ã¼ber die ErmÃ¶glichung der Schulbildung im
Rahmen der allgemeinen Schulpflicht unberÃ¼hrt. In welchem Umfang eine
bestimmte nach den Bestimmungen des Schulrechts vorgesehene Beschulung den
geistigen und kÃ¶rperlichen FÃ¤higkeiten des Behinderten entspricht, ist der
PrÃ¼fung der SchulbehÃ¶rde vorbehalten. Ob bereits in der Ã�bersendung der
Bildungsempfehlung des FÃ¶rderausschusses an die Eltern der Antragstellerin und
der Mitteilung, dass das Freie Gymnasium N zu ihrer Aufnahme bereit sei, eine
Entscheidung des Staatlichen Schulamtes im Sinne des Â§ 50 Abs. 2 des
Brandenburgischen Schulgesetzes (BbgSchulG) Ã¼ber die Aufnahme der
Antragstellerin in den gemeinsamen Unterricht gemÃ¤Ã� Â§ 29 Abs. 2 BbgSchulG
bzw. im Sinne des Â§ 14 Abs. 1 Satz 1 der SonderpÃ¤dagogik-Verordnung (SopV)
Ã¼ber den Lernort (Â§ 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SopV) zu sehen ist, kann dahingestellt
bleiben. Das Fehlen einer Entscheidung im schulrechtlichen Sinne Ã¼ber die
Aufnahme in die private Ersatzschule Freies Gymnasium N wÃ¤re nÃ¤mlich
unschÃ¤dlich. Denn es fehlt jedenfalls an einer anderweitigen Zuweisung. Solange
â�� wie hier â�� die SchulaufsichtsbehÃ¶rde nicht entschieden hat, dass die eine
Regelschule â�� bzw. hier eine dieser gleichgestellte Ersatzschule â�� besuchende
Schulpflichtige zum Besuch einer ihrer Behinderung entsprechenden Sonderschule
verpflichtet ist, kann der SozialhilfetrÃ¤ger das schulpflichtige Kind nicht darauf
verweisen, eine Sonderschule zu besuchen, um die GewÃ¤hrung von
Eingliederungshilfe Ã¼berflÃ¼ssig zu machen (OVG NRW, Urteil vom 12. Juni 2002 
16 A 5013/00 â��, zitiert nach JURIS). Dies gilt umso mehr, als nach dem
Brandenburgischen Schulgesetz vorrangig von einer Beschulung von Menschen mit
Behinderungen im gemeinsamen Unterricht mit SchÃ¼lerinnen und SchÃ¼lern
ohne sonderpÃ¤dagogischen FÃ¶rderbedarf ausgegangen wird (Â§ 3 Abs. 4
BbgSchulG). Verzichtet die SchulbehÃ¶rde auf die Zuweisung an eine Sonderschule
und hÃ¤lt die Beschulung an einer Regelschule mithin fÃ¼r mÃ¶glich, ist dieser
EinschÃ¤tzung auch die Ã�berlegung vorangegangen, dass ein solcher Schulbesuch
nur mit Hilfe eines UnterstÃ¼tzers mÃ¶glich ist (vgl. Grube/Wahrendorf, SGB XII, Â§
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54, Rn. 22 a. E.; VGH Mannheim VBlBW 2003, 329, 330). Die Antragstellerin hat
auch hinreichend glaubhaft gemacht, dass die begehrte Hilfe ihrer Art nach zu ihrer
Eingliederung geeignet und erforderlich ist. Im Rahmen des Eilrechtsschutzes
dÃ¼rfen die Anforderungen an die Glaubhaftmachung durch den Antragsteller des
Eilverfahrens nicht Ã¼berspannt werden (BVerfG â�� 1 BvR 569/05 â�� vom 12.
Mai 2005, Breithaupt 2005, S. 803 ff.). Ein Bedarf an der Eingliederungshilfe in dem
von der Antragstellerin begehrten Umfang ist sowohl durch die Feststellungen des
FÃ¶rderausschusses vom 16. Dezember 2004, wonach "zusÃ¤tzliches sonstiges
Personal" im Umfang von 13 Wochenstunden benÃ¶tigt werde, als auch durch die
fachÃ¤rztliche Stellungnahme des Gesundheitsdienstes des Antragsgegners vom
13. Juni 2005 (Dr. K. B), in dem ein zusÃ¤tzlicher Betreuungsbedarf bei integrativer
Beschulung der Antragstellerin bestÃ¤tigt wird, hinreichend glaubhaft gemacht.
Eine endgÃ¼ltige AufklÃ¤rung des benÃ¶tigten Umfangs an Integrationshilfe muss
dem Hauptsacheverfahren vorbehalten werden. Aus der vom Antragsgegner
eingereichten Dokumentation der Hospitation seiner Sozialarbeiterinnen in zwei
Unterrichtsstunden am 8. November 2005 ist ersichtlich, dass die Hilfestellungen
der Integrationshelferin nicht in der Abdeckung von Unterrichtsstunden, sondern in
der UnterstÃ¼tzung der Antragstellerin dahingehend bestehen, dass ihr die
Teilnahme am gemeinsamen Unterricht mÃ¶glich ist. Auch der Grundsatz des
Nachrangs der Sozialhilfe gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs. 1 SGB XII steht hier dem geltend
gemachten Eingliederungsanspruch nicht entgegen, selbst wenn es Aufgabe der
SchulbehÃ¶rde beziehungsweise des SchultrÃ¤gers sein sollte, das fÃ¼r die
sonderpÃ¤dagogische FÃ¶rderung von schulpflichtigen Kindern erforderliche
fachlich qualifizierte Personal sowie das fÃ¼r die damit zusammenhÃ¤ngenden
Hilfestellungen im Unterricht erforderliche zusÃ¤tzliche Personal zu stellen
beziehungsweise die Kosten hierfÃ¼r zu tragen (vgl. Â§ 68 Abs. 1 und 2, Â§ 29 Abs.
2 BbgSchulG). Denn der Nachrang der Sozialhilfe setzt voraus, dass ein solcher
Anspruch rechtzeitig durchgesetzt werden kann und die anderweitige Hilfe
tatsÃ¤chlich bereitsteht. Letzteres ist vorliegend aber nicht der Fall. Das Staatliche
Schulamt B â�¦ H hatte gegenÃ¼ber der Freies Gymnasium N gGmbH erklÃ¤rt, dass
die Zuweisung einer Fachlehrkraft fÃ¼r SonderpÃ¤dagogik nicht erfolgen kÃ¶nne,
da die zur VerfÃ¼gung stehenden Mittel erschÃ¶pft seien (Schreiben vom 19. April
2005). Hieraus ergibt sich, dass das staatliche Schulamt auch (bzw. erst recht) nicht
finanzielle Mittel fÃ¼r den Einsatz weiteren pÃ¤dagogischen bzw. sonstigen
Personals fÃ¼r die Antragstellerin zur VerfÃ¼gung stellen wÃ¼rde. Es entspricht
aber hÃ¶chstrichterlicher Rechtsprechung, dass der betroffene BÃ¼rger auf dem
Gebiet des Sozialhilferechts und des Sozialrechts allgemein nicht gezwungen
werden kann, den Streit Ã¼ber die ZustÃ¤ndigkeit zwischen den BehÃ¶rden auf
sein Risiko und seine Kosten zu klÃ¤ren. Der ZustÃ¤ndigkeitsstreit ist vielmehr von
den beteiligten BehÃ¶rden auszutragen. Bei der Beurteilung, ob der Hilfesuchende
sich in einem seinen Sozialhilfeanspruch ausschlieÃ�enden Sinne selbst helfen
kÃ¶nne wozu je nach den UmstÃ¤nden des Einzelfalles auch die Beschreitung des
Rechtswegs gehÃ¶ren kann , kommt es nicht entscheidend darauf an, ob der
Hilfesuchende einen Rechtsanspruch gegen einen Dritten hat, sondern darauf, ob er
die benÃ¶tigte Hilfe auch tatsÃ¤chlich erhalten oder den Anspruch gegen den
Dritten rechtzeitig realisieren kann (Bundesverwaltungsgericht, 5 C 38.92 â��
Buchholz 436.0 Â§ 2 BSHG Nr. 16). Nach alledem hat die Antragstellerin einen
zusÃ¤tzlichen Betreuungsbedarf im zeitlichen Umfang von 13 Stunden je
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Schulwoche im Schuljahr 2005/2006 nach der im einstweiligen
Rechtsschutzverfahren nur mÃ¶glichen summarischen PrÃ¼fung ausreichend
glaubhaft gemacht.

Ein Anordnungsgrund besteht. Ein Aussetzen der seit lÃ¤ngerer Zeit in Anspruch
genommenen Schulhilfe bis zum Ergehen einer vollziehbaren Entscheidung im
Hauptsacheverfahren hÃ¤tte fÃ¼r die Antragstellerin unzumutbare Folgen.
Namentlich wÃ¼rde der bislang bereits erreichte Eingliederungserfolg in Frage
gestellt werden. Den Eltern der Antragstellerin ist nach den aktenkundigen
Einkommens- und FamilienverhÃ¤ltnissen (VV Bl. 13 f.) das Vorstrecken der fÃ¼r
die Einzelfallhilfe erforderlichen finanziellen Mittel nicht zuzumuten. Die
Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG analog. Dieser Beschluss kann nicht mit
der Beschwerde an das Bundessozialgericht angefochten werden (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 27.07.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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